
Stand Februar 2024 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
Allgemeines: 
a) Die Anwendung dieser AGB wird nicht nur für das erste Rechtsgeschäft, sondern auch für alle Zusatz- und Folgeaufträge sowie weitere Geschäfte ausdrücklich vereinbart. 
b) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages oder dieser AGB bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Von diesem Schriftlichkeitsgebot kann ebenfalls nur schriftlich          
        abgegangen werden. 
c) Leistungen, die nicht ausdrücklich im Leistungsverzeichnis oder in sonstigen vom Auftragnehmer gezeichneten Vertragsunterlagen enthalten sind, sind nicht geschuldet. 
d) Kostenschätzungen des Auftragnehmers sind unverbindlich; eine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit besteht nicht. 
e) Die Vertragsteile vereinbaren die Anwendung des österreichischen Rechts. 
f) Angebote, Kostenvoranschläge und Leistungsverzeichnisse des Auftragnehmers gehen davon aus, dass die vom Auftraggeber beigestellten Gewerke für die Leistungsausführung              
       geeignet sind. Stellt sich nach Beginn der Arbeiten heraus, dass das Gewerk nicht geeignet oder mangelhaft war, so hat der Auftraggeber den dadurch notwendigen Mehraufwand  

       als zusätzliches Entgelt zu tragen. 

1. Kostenvoranschlag und Angebot: 
a) Der Kostenvoranschlag beinhaltet eine nach kaufmännischen und technischen Gesichtspunkten vorgenommene Detaillierung bei den Einzelposten Material, Arbeit und dgl. 
b) Im Hinblick auf den mit der Erstellung des Kostenvoranschlages und des Angebots verbundenen Arbeits-, Sach- und Reiseaufwand sind diese entgeltlich. 
c) Die für die Erstellung des Kostenvoranschlages und des Angebots bezahlten Kosten werden bei nachfolgender Auftragserteilung in Abzug gebracht und zwar in dem Verhältnis, in    
       dem sich der tatsächlich erteilte Auftrag zum Umfang des ursprünglichen Kostenvoranschlages bzw. Angebots verhält. 

2. Leistungsausführung: 
a) Zur Leistungsausführung der beauftragten Leistung ist der Auftragnehmer, sofern nicht anderes schriftlich vereinbart wurde, erst verpflichtet, sobald der Auftraggeber die baulichen,   
       technischen und in seiner Sphäre liegenden rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen geschaffen hat und eine allenfalls vereinbarte Anzahlung geleistet hat. 
b) Der Auftraggeber stellt kostenlos für die Zeit der Leistungsausführung dem Auftragnehmer Energie, Wasser und versperrbare Räume für den Aufenthalt von Arbeitern sowie die  
       Lagerung von Werkzeugen und Materialien zur Verfügung und trägt die Gefahr für angelieferte Materialien und Werkzeuge. 
c) Der Auftraggeber garantiert für die Richtigkeit der dem Auftragnehmer übergebenen Pläne, Grundrisse und Skizzen und beschafft auf eigene Kosten die zur Durchführung des  
       Auftrages notwendigen behördlichen Bewilligungen. Eine Prüfpflicht des Auftragnehmers hinsichtlich dieser Unterlagen besteht nicht. 
d) Die fach- und umweltgerechte Entsorgung von Altmaterial durch den Auftragnehmer ist gesondert angemessen zu vergüten, soweit hiefür nicht eigene Positionen im  
       Leistungsverzeichnis enthalten sind. 
e) Wird der Beginn der Leistungsausführung oder die Ausführung selbst verzögert und wurde die Verzögerung nicht durch Umstände, die in der Sphäre des Auftragnehmers liegen,  
       bewirkt, werden vereinbarte Leistungsfristen angemessen verlängert oder vereinbarte Fertigstellungstermine entsprechend hinausgeschoben. Dasselbe gilt bei Abänderungen oder  
        Ergänzungen der ursprünglich vereinbarten Leistungen. Die durch solche Verzögerungen auflaufenden Mehrkosten sind vom Auftraggeber zu tragen. 
f) Der Auftragnehmer hat die Leistungen innerhalb angemessener Frist zu erbringen. Ein Fertigstellungstermin ist nur dann verbindlich, wenn ein solcher ausdrücklich und schriftlich  
        vereinbart wurde. 

Wird die Ausführungsfrist auf Wunsch des Auftraggebers nach Auftragserteilung ausdrücklich und einvernehmlich verkürzt oder muss der Auftrag seiner Natur nach dringend 
ausgeführt werden, werden die dadurch notwendigen Überstunden und durch Beschleunigung der Materialbeschaffung entstehenden Mehrkosten zusätzlich berechnet. 
Sachlich gerechtfertigte, notwendige und geringfügige Änderungen können seitens des Auftragnehmers vorgenommen werden. Betrifft es den Liefertermin wird dann, wenn die 
tatsächliche Fristüberschreitung abschätzbar ist - spätestens jedoch eine Woche vor dem ursprünglich vereinbarten Liefertermin - bekanntgegeben, wann die Lieferung erfolgen 
wird. 

g) Unterbleibt, außer im Falle eines berechtigten Rücktrittes vom Vertrag durch den Auftraggeber, aus Gründen in der Sphäre des Auftraggebers oder wegen höherer Gewalt die  
       Ausführung der beauftragten Leistungen ganz oder zum Teil, sind dem Auftragnehmer alle ihm dadurch entstehenden Nachteile einschließlich entgangenen Gewinnes zu vergüten. 
h) Baustellensicherung, Abschrankungen und sonstige Sicherheitsmaßnahmen sind in jedem Fall gesondert zu vergüten. 
i) Sollte der Auftraggeber eine Überprüfung der von ihm beigestellten Gewerke wünschen, so ist eine solche ausdrücklich zu vereinbaren und schuldet der Auftraggeber hiefür ein 

angemessenes Entgelt. 

3. Zahlungen: 
a) Der Auftragnehmer ist berechtigt, nach Maßgabe des Leistungsfortschrittes Teilzahlungen zu begehren und/oder Material im Voraus in Rechnung zu stellen. Insbesondere ist der 

Auftragnehmer berechtigt, eine Anzahlung in der Höhe von einem Drittel des vereinbarten Entgeltes nach Auftragserteilung in Rechnung zu stellen. Rechnungen sind sofort zur 
Zahlung fällig. 

b) Der Auftraggeber verzichtet auf die Möglichkeit der Aufrechnung. Dies gilt jedoch nicht gegenüber Verbrauchern für den Fall der Zahlungsunfähigkeit des Auftragnehmers sowie für  
       Gegenforderungen, die im rechtlichen Zusammenhang mit der Forderung des Auftragnehmers stehen, gerichtlich festgestellt oder anerkannt sind. In diesen Fällen besteht für  
       Verbraucher die Möglichkeit zur Aufrechnung. 
c) Ist der Auftraggeber trotz Aufforderung zur Zahlung in Verzug, ist der Auftragnehmer berechtigt, die Leistungsausführung zu verweigern. Daneben darf der Auftragnehmer in diesem  
        Fall auch den Rücktritt vom Vertrag erklären. 

4. Eigentumsvorbehalt: 
Alle gelieferten und montierten Waren bleiben bis zur vollständigen Bezahlung Eigentum des Auftragnehmers. 

5. Gewährleistung (Unternehmer): 
     Abgesehen von jenen Fällen, in denen von Gesetzes wegen das Recht auf Wandlung zusteht, kann der Auftragnehmer, den Gewährleistungsanspruch nach seiner Wahl durch    
     Verbesserung, Austausch oder Preisminderung erfüllen. 
     Der Auftraggeber hat stets zu beweisen, dass der Mangel zum Übergabezeitpunkt bereits vorhanden war, auch nach Ablauf der dafür vorgesehenen gesetzlichen Frist. 
     Die Ware ist nach der Ablieferung unverzüglich zu untersuchen. Dabei festgestellte Mängel sind ebenso unverzüglich, spätestens aber innerhalb von 3 Tagen nach Ablieferung unter    
     Bekanntgabe von Art und Umfang des Mangels bekannt zu geben. 

Verdeckte Mängel sind unverzüglich nach ihrer Entdeckung zu rügen. Wird eine Mängelrüge nicht oder nicht rechtzeitig erhoben, gilt die Ware/Leistung als genehmigt. Die 
Geltendmachung von Ansprüchen aller Art sind in diesen Fällen ausgeschlossen. 
Die Gewährleistungsfrist beträgt für bewegliche Sachen 12 Monate, für unbewegliche Sachen 3 Jahr ab Lieferung/Leistung. 

6. Gewährleistung (Verbraucher): 
     Es gelten die gesetzlichen Gewährleistungsbestimmungen. 

7. Schadenersatz (Unternehmer): 
     Abgesehen von Personenschäden haftet der Auftragnehmer nur, wenn ihm vom Geschädigten zumindest grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen wird. Schadenersatzforderungen   
     verjähren in 6 Monaten ab Kenntnis von Schaden und Schädiger, jedenfalls in 3 Jahren nach Erbringung der Leistung oder Lieferung. 

8. Schadenersatz (Verbraucher): 
      Schadenersatzansprüche in Fällen leichter Fahrlässigkeit sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Personenschäden oder Schäden an zur Bearbeitung übernommenen Sachen, es sei   
      denn, Letzteres wurde im Einzelnen ausgehandelt. 

9. Produkthaftung: 
     Allfällige Regressforderungen, die aus dem Titel „Produkthaftung“ iSd PHG gegen dem Auftragnehmer gestellt werden, sind ausgeschlossen, es sei denn, der Regressberechtigte    
     weist nach, dass der Fehler in der Sphäre des Auftragnehmers verursacht und zumindest grob fahrlässig verschuldet worden ist. 

10. Erfüllungsort: 
 Erfüllungsort ist für alle Leistungen Firmensitz in 4222 Langenstein, Georgestraße 30 

11. Gerichtsstand (Unternehmer): 
        Zur Entscheidung aller aus diesem Vertrag entstehenden Streitigkeiten ist ausschließlich das am Sitz des Unternehmens des Auftragnehmers sachlich zuständige Gericht örtlich   
        zuständig. Der Auftragnehmer hat jedoch das Recht, auch am allgemeinen Gerichtsstand des Auftraggebers zu klagen. 

12. Gerichtsstand (Verbraucher): 
        Für alle gegen einen Verbraucher, der im Inland seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Ort der Beschäftigung hat, wegen Streitigkeiten aus diesem Vertrag erhobenen   
        Klagen ist eines jener Gerichte zuständig, in dessen Sprengel der Verbraucher seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Ort der Beschäftigung hat. Für Verbraucher, die im   
        Zeitpunkt des Vertragsabschlusses keinen Wohnsitz in Österreich haben, gelten die gesetzlichen Gerichtsstände. 

13. Datenschutz, Geheimhaltung & Abwerbeverbot 
13.1. Datenschutz durch Hentschläger. Es gilt die Datenschutzerklärung von Hentschläger. 
13.2. Datenschutz durch den Auftraggeber.  
    Die Verarbeitung personenbezogener Daten von Hentschläger bzw. deren betroffene Mitarbeiter durch den Auftraggeber zum Zweck der Vertragsabwicklung erfolgt auf   
       Grundlage des bestehenden Vertragsverhältnisses sowie gesetzlicher Vorschriften. Es besteht keine Verpflichtung zum Abschluss des Vertrages. Das Unterbleiben des    
       Vertragsabschlusses hätte jedoch zur Folge, dass der Auftrag nicht vergeben werden kann. Eine Weiterverarbeitung der Daten durch den Auftraggeber zu anderen Zwecken ist  
       unzulässig. Sämtliche Daten unterliegen der vereinbarten bzw. gesetzlichen Verpflichtung zur Verschwiegenheit und dem Schutz personenbezogener Daten. Eine Weitergabe der  
       Daten von Hentschläger, abgesehen von der Weitergabe an zur Vertragsabwicklung notwendige Empfänger wie Banken, Steuerberater, Rechtsanwälte, Versanddienstleister  
    etc., ist nur aufgrund gesetzlicher Grundlage bzw. mit Einwilligung von Hentschläger zulässig.  
       Der Auftraggeber ist berechtigt, die Daten von Hentschläger zum Zweck der Dokumentation und der Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen bis zu maximal dreißig Jahre nach    
     Abschluss der Aufträge zu speichern. 
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